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Parkiergebühren St.Gallen - Empfehlung des Preisüberwachers

Sehr geehrte

Besten Dank für Ihr Schreiben vom 4. Dezember 2023 in obenerwähnter Angelegenheit. Wir nehmen
dazu wie folgt Stellung:

1. Ausgangslage und Tarifanpassungen

In ihrem Schreiben hat die Gemeinde St. Gallen dem Preisüberwacher die geplanten Änderungen des
Parkierreglements vorgelegt. Die vorgesehenen Anpassungen betreffen verschiedene BereIche der
Parkplatzbewirtschaftung in der Gemeinde. Geplant sind unter anderem die:

• Einführung einer 24/7-Bewirtschaftung auch ausserhalb der Gebührenzone «Stadtzentrum»
mit entsprechender Einführung eines Nachttarifs von CHF 1 / Std.

• Erhöhung der Gebühr für das Parkieren im «Stadtzentrum» mit einer Höchstparkzeit von mehr
als 60min von CHF 2 / Std. auf CHF 2.5 / Std

• Einführung Parkgebühr von CHF 5 / Std. bzw. CHF 3 / Std. (NachttariO für Gesellschaftswagen
am Standort Spelteriniplatz/Museumstrasse.

• Einführung einer Monatsbewilligung für regelmässiges Nachtparkieren in der Erweiterten
Blauen Zone (EBZ) für einen Preis von CHF 30 (CHF 10 für Inhaber/-innen von Monatskarten).

• Erhöhung des Preises für Tagesbewilligungen von CHF 9 auf CHF 10.

Preisüberwachung PUE

Tel. +41 58 462 21 01

Einsteinstrasse 2
3003 Bern

https://www.preisueberwacher.admin.ch/

PUE-D57D73401 /46



• Erhöhung des Preises für Monatsbewilligungen für Pendelnde von CHF 133 auf CHF 150.

Neben den tariflichen Anpassungen gibt es weitere Änderungen etwa betreffend die Zuteilung des
Stadtgebiets zu den Gebührenzonen sowie die Gültigkeitsdauer der Tagesbewilligungen.

2. Rechtliche Überlegungen und Zuständigkeit des Preisüberwachers

Das Preisüberwachungsgesetz (PÜG; SR 942.20) gilt für Preise von Waren und Dienstleistungen ein-
schliesslich der Kredite (Art. 1 PÜG). Der Preisüberwacher ist zuständig für die Überprüfung der Benut-
zungsgebühren (vgl. dazu Kommentar zum Preisüberwachungsgesetz, Rolf H. Weber, Bern 2009,
Seite 18, Rz. 16). In städtischen Gebieten, wo ein erhebliches Missverhältnis zwischen Angebot und
Nachfrage besteht, ist es nach Bundesgericht zulässig, mehr als halbstündiges Parkieren als gestei-
gerten Gemeingebrauch zu betrachten und dafür eine Benützungsgebühr zu verlangen (vgl. BGE 122 1
279 E. 2 e). Bei der Gebühr, welche für die Parkkarten (zum berechtigten, zeitlich unlimitierten Parkie-
ren innerhalb eines bestimmten Zeitraumes) erhoben wird, handelt es sich um eine Gebühr für die Nut-
zung der Parkplätze auf öffentlichem Grund, d.h. es handelt sich um eine Benützungsgebühr für ge-
steigerten Gemeingebrauch.

Das Preisüberwachungsgesetz gilt für Kartelle und marktmächtige Organisationen des privaten und öf-
fentlichen Rechts (Art. 2 PÜG). Die Gemeinde St. Gallen verfügt hinsichtlich der Bewirtschaftung der
Parkplätze auf öffentlichem Grund teilweise über ein lokales Monopol. Dieses betrifft in erster Linie
die Oberflächenparkplätze der EBZ sowie der Weissen Zone. Im Bereich der Parkgaragen verfügt die
Gemeinde über keine entsprechende Marktmacht. Dies ist aus den von der Gemeinde in ihrem
Schreiben vom 4. Dezember zur Verfügung gestellten Zahlen ersichtlich: Von insgesamt 2800 Park-
plätzen in Parkgaragen werden lediglich 455 (= 16.25%) öffentlich-rechtlich bewirtschaftet. Entspre-
chend ist der Preisüberwacher für diese Parkplätze nicht zuständig und sie werden in der folgenden
Analyse nicht berücksichtigt

Mit Entscheid vom 21. Dezember 2015 i.S. Höhe der Parkgebühren in der Gemeinde Biel hielt das
Verwaltungsgericht des Kantons Bern u.a. fest, dass die Gemeinde aufgrund ihrer Herrschaft über Sa-
chen im Gemeingebrauch wie den öffentlichen Grund ein faktisches Monopol innehat und damit bei der
Festlegung von Parkgebühren dem Preisüberwachungsgesetz untersteht. Die Gebühren, welche für
das Parkieren auf öffentlichem Grund in der Gemeinde St. Gallen erhoben werden, sind nicht das Er-
gebnis eines wirksamen Wettbewerbs im Sinne von Art. 12 PÜG.

Gemäss Art. 14 PÜG hat die Legislative oder die Exekutive des Bundes, eines Kantons oder einer Ge-
meinde, welche für die Festsetzung oder Genehmigung einer Preiserhöhung zuständig ist, vorgängig
zur Preisfestlegung den Preisüberwacher anzuhören. Er kann beantragen, auf die Preiserhöhung ganz
oder teilweise zu verzichten oder einen missbräuchlich beibehaltenen Preis zu senken. Es ist unerheb-
lich, ob die Preiserhöhung vorgängig von Beteiligten an einer Wettbewerbsabrede oder von einem
marktmächtigen Unternehmen beantragt wurde oder nicht. Entscheidend ist, dass der Preis von einer
Behörde festgesetzt oder genehmigt wurde und dies in einem Markt, wo der Preiswettbewerb nicht
spielt (vgl. dazu Tercier, Bovet, Droit de la concurrence, Bäle 2002, art. 14 LSPr, p. 1166, chiffre margi-
nal 13). Der Preisüberwacher ist gemäss herrschender Lehre von der zuständigen Behörde zwingend
anzuhören (vgl. Künzler/Zäch, OFt<-Wettbewerbsrecht II, PÜG 14 N 11 ; Weber, Stämpflis Handkom-
mentar zum Preisüberwachungsgesetz, Art. 14 N 54; RPW 1998/5, 748; Beschluss des Regierungs-
statthalteramtes Bern-Mittelland (BE) vom 02.10.2023 (vbv 193/2022) gegen die Gemeinde Bolligen
(Parkplätze P+R))

3. Preisanalyse

Die Bestimmung angemessener Parkgebühren wird nachfolgend ausgehend vom Kostendeckungs-
prinzip vorgenommen. Dieses verlangt, dass die Einnahmen aus dem Betrieb von Parkplätzen die für
die Bereitstellung derselben entstehenden Kosten nicht übertreffen

3.1 Kosten

Die Kosten eines Parkplatzes setzten sich aus den Landkosten, den Herstellungskosten und den Be-
wirtschaftungskosten zusammen. Die nachfolgenden Ausführungen können anhand der Tabelle im An-
hang nachvollzogen werden. Ziffern in eckigen Klammern z.B. [...] beziehen sich auf diese Tabelle.
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3.1.1 Landkosten

Würde es die Zonenparkplätze nicht geben, wären die angrenzenden Grundstücke grösser. Die Op-
portunitätskosten der Bodennutzung, umgangssprachlich «Landkosten», lassen sich entsprechend
als Rendite auf den Mehrwert verstehen, der den Eigentümern der angrenzenden Grundstücke auf-
grund der Vergrösserung ihrer Grundstücke entstehen würde. Dieser Mehrwert entspricht der Entschä-
digung, welche den Eigentümern bei einer Enteignung zwecks Schaffung von Zonenparkplätzen ge-
währt würde.

Beim betroffenen Boden handelt es sich in der Regel um Bauland, das innerhalb der Baulinie liegt und
somit nicht überbaut werden könnte. Dessen Wert beträgt gemäss geltender Rechtsprechung. im Be-
reich des Enteignungsrechts ein Viertel des Baulandpreises («Vorgartenabzug von 75% [a2])1. Der
Baulandpreis kann gemäss den von der Gemeinde St. Gallen bereitgestellten Informationen auf CHF
1 ’790 [al] pro Quadratmeter beziffert werden (Preis für Einfamilienhaus, in der Ortsgemeinde St. Gal-
len), entsprechend beträgt der Wert des für die Parkplätze verwendeten Bodens CHF 448 [a3] pro
Quadratmeter. Gegeben die Parkplatzsituation in St. Gallen beziffern wir die beanspruchte Fläche pro
Parkplatz auf durchschnittlich 12m2 [a4] für Parkplätze in der EBZ und 16m2 für Parkplätze in der Weis-
sen Zone2, womit sich ein Landwert von CHF 5’370 [a5] pro Parkplatz der EBZ bzw. CHF 7’160 [a5]
pro Parkplatz der Weissen Zone ergibt. Die Rendite darf gemäss dem Bundesgericht den Referenz-
zinssatz, der derzeit 1 .75 Prozent [a6] beträgt, nicht um mehr als zwei Prozent überschreiten. Die Ren-
dite darf also maximal 3.75 Prozent [a7] betragen. Dies ergibt maximal anrechenbare Opportunitäts-
kosten des durch die Parkplätze besetzten Bodens in der Höhe von CHF 201 (EBZ) bzw. CHF 269
(Weisse Zone) pro Parkplatz und Jahr [a8].

3.1.2 Herstellungskosten

Die Herstellungskosten setzen sich aus den Kosten des Strassenbaus sowie den Kosten für die Mar-
kierung und Signalisation der Parkplätze zusammen. Ausserdem werden die Kosten für die Herstellung
und Installation der Parkuhren berücksichtigt. Die Kosten des Strassenbaus beziffern wir auf CHF 383
[bl] pro Quadratmeter. Folglich entstehen Herstellungskosten von bzw. CHF 4'596 [b2] pro Parkplatz
in der EBZ beziehungsweise CHF 6’128 für die Parkplätze in der Weissen Zone3. Diese Herstellungs-
kosten müssen über 50 Jahre [b3] abgeschrieben werden [b4]. Zudem kann die Gemeinde auf dem
Restbuchwert der Investition ebenfalls eine Rendite [b5] in der Höhe von maximal 3.75 Prozent [a7] er-
warten

Die Kosten für die Markierung der Parkplätze beziffern wir auf CHF 19 [b6], jene für die Signalisation
auf CHF 11 [b7] pro Parkplatz und Jahr. Die Kosten für die Erstellung und Installation der Parkuhren
beziffern wir auf CHF 79 [b8] pro Parkplatz und Jahr-1. Insgesamt können die Herstellungskosten somit
auf CHF 208 (Blaue Zone) bzw. CHF 346 (Weisse Zone) pro Parkplatz und Jahr [b9] beziffert wer-
den

3.1.3 Betriebskosten

Die Bewirtschaftungskosten setzten sich aus den Kosten des Strassenunterhalts sowie den Verwal-
tungskosten 4usammen. Wir beziffern sie auf CHF 79 (EBZ) bzw. CHF 259 (Weisse Zone) pro Park-
platz und Jahr [c5]. Die Betriebskosten für die Parkplätze in der Weissen Zone sind deswegen höher
weil sowohl der Strassenunterhalt aufgrund der grösseren genutzten Fläche aufwändiger ist, als auch
Kosten für die Bewirtschaftung der Parkuhren entstehen4. Die Einnahmen aus Parkbussen werden in
dieser Analyse nicht berücksichtigt.

1 Bei der Bemessung von Entschädigungen für Enteignungen von «Vorgartenland» kommt in solchen Fällen gemäss Bundesgericht ein sogenann-
ter «Vorgartenabzug» von 75 % auf dem Baulandpreis zum Tragen. vgl. Urteil 1 C_361/2009 des Bundesgerichts vom 14. Dezember 2009.

2 Stadt Bern (2011): Gemäss dem Tiefbauamt der Stadt Bern (Link: https://www.bern.ch/mediencenter/medienmitteHunqen/aktuell ptk/2011-06-
strassenutn/downloads/ zahlen und fakten zum strassenunterhalt.pdf/download) beliefen sich die Kosten des Strassenbaus im Jahr 2011 auf
CHF 250 bis 400 pro m2, durchschnitt]ich also auf CHF 325 pro m2. Gemäss BFS (Link: Schweizerischer Baupreisindex ' Entwicklung der Bau-
preise (Mulübasen) Indexwerte pro Grossregion und pro Objekttyp - 1998-2023 1 Tabelle 1 Bundesamt für Statistik (admin.ch)) betrug die Teue
rung in Bezug auf den Neubau von Strassen seit 2011 17.9 Prozent, weshalb die Kosten des Strassenbaus auf CHF 383 pro m2 zu beziffern
sind

3 Die Normgrösse eines Zonenparkplatzes am Strassenrand beträgt 12m2. In der Weisse Zone gibt es auch Parkplätze mit einer Manövrierfläche.
Parkplätzen mit Manövrierfläche wird pauschal zusätzliche 12m2 dazugerechnet. Der Anteil Parkplätze mit Manövrierüäche wird auf 1/3 ge-
schätzt. 0.33'24+0.66'12 = 16

4 Stadt Bern (2023): Vortrag des Gemeinderats an den Stadtrat. Gebührentarif der Direktion für Sicherheit, Umwelt und Energie: Reglement vom
21. Mai 2000 über die Gebührenerhebung durch die Stadtverwaltung Bern (Gebührenreglement; GebR; SSSB 154.11 ): Teilrevision; Absüm-
mungsbotschaft; 2023.SK.000182 3r7



3.1.4 Gesamtkosten

Durch Addieren der Teilkosten erhalten wir ein Total pro Parkplatz und Jahr von CHF 488 (EBZ) bzw.
CHF 874 (Weisse Zone) [d4]. Um in einem nächsten Schritt die Gesamtkosten zu errechnen, multipli-
zieren wir diese Kosten mit der jeweiligen Anzahl Parkplätze [d5]. Daraus resultieren Gesamtkosten
von CHF 2'930'820 pro Jahr für die EBZ beziehungsweise CHF 1'922'712 für die Weisse Zone
[d6]

3.2 Kostentragung

Die im vorangehenden Schritt errechneten Gesamtkosten müssen analog zum Verursacherprinzip auf
die verschiedenen Nutzniesser/-innen abgewälzt werden. Im vorliegenden Fall auf kostenlos Kurzzeit-
parkierende mit Parkscheibe und Inhaber/-innen von Parkbewilligungen (Parkkarten und Parkuh-
ren/Parkingpay).

Gemäss einer Studie des Kantons Basel-Stadt betrug der Anteil der auf Zonenparkplätzen parkierten
Fahrzeuge ohne Parkkarten (d.h. kostenloses Kurzzeitparkieren mit Parkscheibe) in demselben Kan-
ton im Jahr 2016 tagsüber 20%, nachts 15%, durchschnittlich also 17.5%.5 Entsprechend beziffern wir
den Anteil der kostenlos Kurzparkierenden in Bezug auf die Parkplätze der EBZ auf 17.5% [e2]. Da es
gemäss den Informationen seitens der Gemeinde kein kostenloses Kurzparkieren in der Weisse Zone
gibt, entfällt dieser Teil für diese Zone.

Weitere Nutzniesserin ist die Gesamtbevölkerung, da die Bereitstellung von Parkplätzen der Verkehrs-
sicherheit und der Wahrung der öffentlichen Ordnung dient. Zudem dient sie der Wirtschaft, da Park-
plätze, genauso wie Strassen und Brücken, eine Infrastruktur darstellen, die eine florierende wirtschaft-
liche Aktivität erst ermöglicht. Dies macht deutlich, dass auch Wirtschaftssubjekte, insbesondere Ein-
wohnerinnen und Einwohner der Gemeinde St. Gallen, die öffentliche Parkplätze überhaupt nicht nut-
zen, von der Bereitstellung derselben profitieren und sich über den allgemeinen Steuerhaushalt an den
Kosten der Zonenparkplätze zu beteiligen haben. Diese Nutzung ist mit mindestens 10 % zu veran-
schlagen [el].

Somit sieht die Kostenverteilung wie folgt aus:

• Gesamtkosten [d6]
• Einwohner/-innen [el]
• Kostenlos Kurzzeitparkierende [e2]
• Inhaber/-innen von Parkbewilligungen [e3]

100%
10%
17.5% / 0.0%
Rest

EBZ Weisse Zone
CHF 2'930’820 CHF 1'922’712
CHF293'082 CHF 192'271
CHF512'894 CHF O
CHF 2'124'845 CHF 1'730’441

Soweit Kurzzeitparkierende, Einwohner/-innen und andere Wirtschaftssubjekte nicht verursacherge-
recht belastet werden können, sind deren Anteile aus dem allgemeinen Steuerhaushalt zu finanzieren.

5 Rapp Trans AG (2017, Seite 6): Wirkungscontrollirlg Umsetzung Parkraumbewirtschaftung 2013-2016, im Auftrag des Kantons Basel-Stadt, Bau
und Verkehrsdepartement, Amt für Mobilität, Mobilitätsstrategie, Basel: 23. Mai 2017 4/7



3.3 Angemessene Parkgebühren

Gemäss den vorangehenden Ausführungen können über Parkgebühren Kosten in der Höhe von CHF
2.1 Mio. auf Inhaber/innen von Parkkarten (Erweiterte Blaue Zone) und CHF 1.7 Mio. auf Parkuhren-
/Parkingpay-Nutzende (Weisse Zone) abgewälzt werden [f2]. Diesem zum deckenden Aufwand stehen
unter der geltenden Tarifordnung Erträge in der Höhe von CHF 3.4 Mio. (EBZ) bzw. CHF 4.2 Mio.
(Weisse Zone) gegenüber [fl]. Dies bedeutet, dass die Stadt St. Gallen mit der Bewirtschaftung der
Parkplätze der Erweiterten Blauen Zone und der Weissen Zone bereits unter den geltenden Tariford-
nung unangemessen hohe Gewinne in der Höhe von CHF 1.25 Mio. (EBZ) bzw. 2.5 Mio. (Weisse
Zone) erwirtschaftet [f3]. Aus diesem Grund beurteilt der Preisüberwacher bereits die geltenden
Tarife als preismissbräuchlich. Damit die geltenden Tarife nicht preismissbräuchlich wären,
müssten die Tarife der Erweiterten Blauen Zone um 37 Prozent und die Tarife der Weissen Zone
um 59 Prozent reduziert werden [f4].

Die von der Stadt St. Gallen vorgesehenen Tarifanpassungen würden zu einer deutliche Zunahme der
Erträge und damit zu einer weiteren Zunahme des unangemessenen Gewinns führen. Aus diesem
Grund beurteilt der Preisüberwacher auch die vorgesehenen Tarifanpassungen als preismiss-
bräuchlich.

3.4 Alternativbetrachtung: Äquivalenzprinzip

Das Äquivalenzprinzip findet auf alle Gebührenarten und damit auch auf die Parkkartengebühren An-
wendung. Das Äquivalenzprinzip besagt, dass die Abgabe im Einzelfall zum objektiven Wert der Leis-
tung nicht in einem offensichtlichen Missverhältnis stehen darf und sich in vemünftigen Grenzen halten
muss. Mit anderen Worten sollen die Leistung des Gemeinwesens und die Gegenleistung des Abgabe-
pflichtigen einander entsprechen. Dies bedingt, dass die staatliche Leistung finanziell bezifferbar ist.
Wie oben dargestellt, ist dies vorliegend gegeben. Zu bemerken ist hier, dass Parkbewilligungen kei-
nen Anspruch auf einen freien Parkplatz und schon gar nicht auf einen freien Parkplatz in der unmittel-
baren Nähe geben. Damit ist klar, dass nach dem Äquivalenzprinzip nicht die Gesamtkosten eines
Parkplatzes auf die Parkkartenbezüger/innen überwälzt werden können. Dem ist mit der Aufteilung der
Kosten gemäss oben dargestellter Verteilung Genüge getan. Die Betrachtung nach Äquivalenzprinzip
steht somit nicht im Widerspruch zu den Schlussfolgerungen in Abschnitt 3.3, zeigt jedoch, dass insbe-
sondere der sehr hohe Tarif für Monatsparkkarten für Pendler auch das Äquivalenzprinzip verletzen
dürfte

3.5 Alternativbetrachtung: Vergleichsmarkt

Direkte Vergleichsmärkte bestehen am ehesten in anderen Städten, welche ebenfalls Zonenparkplätze
zur Verfügung stellen. Der Preisüberwacher hat die Parkgebühren der Städte im Rahmen verschiede-
ner Erhebungen analysiert und auf dieser Grundlage folgende Schwellenwerte festgelegt:

• Strassenparkplätze mit Parkautomaten (weisse Zone): 1.50 Franken für 1 Stunde, 3 Franken für 2
Stunden, 6 Franken für 4 Stunden, 15 Franken für 12 Stunden, 30 Franken für 24 Stunden.

• Parkkarten für Besucher für 24 Stunden (blaue Zone): 10 Franken.

• Jahresparkkarte für Anwohner/innen (blaue Zone): 400 Franken,

St. Gallen erhebt bereits heute Parkgebühren, die zum Teil deutlich über diesen Schwellenwerten lie-
gen. Auch der Vergleich mit den Parkgebühren anderer Städte führt also zum Ergebnis, dass die von
der Stadt vorgesehenen Parkgebühren zu hoch sind und steht deshalb nicht im Widerspruch zu den
Schlussfolgerungen in Abschnitt 3.3

Nicht als Vergleichsmarkt angesehen werden können private Angebote, da diese im Gegensatz zu den
Parkkarten einen direkten Anspruch auf einen allzeit freien und örtlich stabilen Parkplatz geben. Bei
den Parkkarten fallen demgegenüber nicht unwesentliche Such- (die Suche nach einem freien Zonen-
parkplatz für die Parkkarteninhaber mit Zeitverlusten und Kosten verbunden) und Ersatzkosten (sofern
kein freier Parkplatz vorhanden ist, muss auf ein kostenpflichtiges Alternativprodukt wie beispielsweise
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ein Parkhaus zurückgegriffen werden) an.

4. Abschliessende Bemerkungen und Fazit
Mit Gebühren eine Lenkungswirkung zu erzielen ist grundsätzlich zulässig. Jedoch sind Lenkungen nur
dort sinnvoll, wo sie auch eine Wirkung erzielen. Bei Parkkarten und Personen, die auf eine solche
Parkkarte angewiesen sind - zum Beispiel, weil sie Schicht arbeiten und nicht auf den öffentlichen Ver-
kehr ausweichen können - kann keine Lenkung weg vom motorisierten individuellen Verkehr und hin
zum öffentlichen Verkehr erzielt werden. Auf eine Parkkarte sind eben oft genau die Personen ange-
wiesen, die sich die Miete einer Garage oder eines Parkplatzes nicht leisten können, Unter diesem Ge-
sichtspunkt sind insbesondere die unangemessen hohe Preise für Monatsbewilligungen für Pendler
nicht zu rechtfertigen.

Gestützt auf die vorstehenden Erwägungen gibt Ihnen der Preisüberwacher daher folgende Empfeh-
lung ab

> Die Parkgebühren der Erweiteren Blauen Zone sind um 37 Prozent zu senken. Von Gebühren-
erhöhungen ist abzusehen.

> Die Parkgebühren der Weissen Zone sind um 59 Prozent zu senken. Von Gebührenerhöhun-
gen ist abzusehen.

Der guten Ordnung halber weisen wir Sie darauf hin, dass die entscheidende Behörde gemäss Art. 14
PÜG ihren Entscheid in Kenntnis der vorliegenden Empfehlung zu fällen und einen allfällig abweichen-
den Entscheid zu begründen hat. Wir bitten Sie höflich um Zustellung des entsprechenden Entscheids.

Freundliche Grüsse

Meiertrans Stefan X91B3x
20.03.2024

Info: admin.ch/esignature l validator.ch

Stefan Meierhans
Preisüberwacher
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7. Anhang

Tabelle 1 : Angemessener Preis für Parkgebühren

EBZ WZ
A Opportunitätskosten Boden

a1 Landpreis pro m2 in CHF 1'790
1'790 EEäEIlt,State Fact Sheet' Sëhäbung für a

Vorgartenland: U3E IC_361/2009 vom 14. CbzerTt>er
u' /3 2009: Zöb}Land: Schw eizerisches Schätzerhandbuch

448 alx(1-a2)
o =;;Ae:Mi;;; 1-ieli;-.'Übnöviiä–iiä:ß

W a4 x a3

175% BundesarüfürWh9LW eF,pri ByK=18,0233=
3.75%) BGE4A_554/2019 vom 26. Oktober 2020

269 a7xa5

a2

a3

a4

@
@
a7
a8

B

b1

b2
b3
b4
b5
b6

b7
b8-

b9

N)zug für Vorgartenland und ZÖN-Land

Landwert pro m2 in CHF
@ se des Par©latzesm
_L3ndwert des ParH>latzes in CHE_
äw)othekarischer Referenzzinssatz in %
Nbximale Nettorendite gemäss Bundesgericht in %
Maxirrnle Nettorendite pro Jahr und PP in CHF

0.75

448
12

w-
wo
3.75c70

201

Herstellungskosten

W rl Strassenbau pro m2 in CHF
#erstellungskostenpo ParkRl_?!eII 1_c}HE
1 ungszeitraum in Ja®r
.A)schreiburyenJ)ro Jahr und PP in CHF,
IRSMI te auf„RegtbLjchw9[urgJmEe to._qUE.
Mbrkierungskosten pro Jahr und PP CHF
'§igrlajlsationskosten pro +qhr und eR,in.PEIE
Herstellungskosten Parkuhren pro Jahr und PP
Total pro Jahr und PP in CHF

_4'596
50
-ëä
86
19

11

--Ö'

208

383 383 Stadt Bern (2011, S.3) und BFS (2023)

_6:128 blxa4
50 Stadt Bern (2011, S.2)

123 b2:b3
115 (b2:2)xa7
-ii---g;;;-Ë;;;\BÖiä lbk;i=ä
U Stadt Bern (2023, Tabelle s.2).
79 Stadt Bern (2023, Tabelle S.2)

346 b4 + b5 +b6 + b7 + b8

C Bewirtschaftungskosten

fl Betrieblicher StrassenunterhaltJ)ro m2 und Jahr in gFIF.
_cl„ Retrieblichgl LJnterhalt_R[9__JgUI rEc PHI qUE
g3 ' _ Verwalturysaufwand kro Jahr und PP irl lijIE
c4 Parkuhrenbewirtschaftung pro Jahr und PP
c5 Total pro Jahr und PP in CHF

_t .q_
54
18

0
79

4.5 SVKI (2023)

1

„25 Verwaltuqgskosten eines prtv?tT ???t:It_eI??_9
162 Stadt Bern (2023, Tabelle S.2)

259 c2+c3+c4

D Gesamtkosten

41 Opportunitätskosten Boden pro Jahr und PP in CHF
'd2 Herstellungskosten pro Jahr und PP in CHF.
d3 Bewirtschaftungskosten in CHF
d4 Totalkosten pro Jahr und PP in CHF
d5 Anzahl Parkplätze
d6 Gesamtkosten pro Jahr in CHF
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79 259 =c5
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6l000 2'200 Beglettbrief 4.12.2024. ü. Sonja Lüthi

e1 Öffentliches Interesse
% Kostenlos Kurzzeitparkierende
e3 Inhaber/innen von Parkbewilligungen

E Kostentragung
10.0% 293l082 192'271 ICP/D von cH

J 7, 19% 11 WW_,_ , J _~17.5% yond6ee,e_1199:.{\9_.ES?!:._95lle_91
72.5c70 2l124l845 1l730l441 d6 - e1 - e2

F Angerressene Parkgebühren
11 Ertrag bei geltenden Tarifen
f2 Zu deckender Aufwand
f3 Unan9emessener Gewinn
f4 Erforderliche Tarifsenkung
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’ë;124'846 I'730'441 =e3
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37.0t70 58.9t70 =f3/ f 1

Abkürzungen: EBZ = Erweiterte Blaue Zone, WZ = Weisse Zone
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